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Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Frau Abgeordnete Emine Demirbüken-Wegner (CDU) 

über 

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 
 
 
A n t w o r t  
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/17827  
vom 7. Februar 2019 
über Schlussfolgerungen aus der Schuleingangsuntersuchung 2017 sowie 
notwendigen Maßnahmen zur Verbesserung der gesundheitlichen Situation von  
Kindern vor Schuleintritt und deren Frühförderung – ESU Teil II 
___________________________________________________________________ 
 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
 
1. Wie schätzt der Senat insgesamt die Ergebnisse der Grundauswertung der Schuleingangsuntersuchung 
für das Schuljahr 2017/2018 im Vergleich zu vorangegangenen Untersuchungen ein? Haben sich die Ergeb-
nisse grundlegend verbessert, stagnieren sie oder sind Verschlechterung eingetreten? Was bedeuten diese 
Einschätzungen in Bezug auf den Einfluss der Jugendgesundheitsdienste zur Verbesserung der gesundheit-
lichen Situation von Kindern im Vorschulalter? Was muss sich im Frühfördersystem des Landes Berlin än-
dern?  
 

Zu 1.:  
 
Insgesamt haben sich die Ergebnisse aus den Einschulungsuntersuchungen 2017 berlin-
weit im Vergleich zum Vorjahr nur wenig verändert. Für die Beurteilung von Entwicklungen 
ist jedoch eine differenziertere Betrachtung in den einzelnen Inhaltsbereichen und des 
jeweils verfügbaren Zeitverlaufs erforderlich.  
 
Die Impfraten gegen Diphterie, Tetanus, Pertussis, Poliomyelitis, Haemophilus influenzae 
b und Hepatitis B (Tab. 3.17, 3.18, 3.19) sind insgesamt weitgehend stabil, weisen bei ein-
zelnen Impfungen leichte Schwankungen im niedrigen einstelligen Prozentbereich auf, die 
z.T. methodisch bedingt sind. Seit 2015 ist ein dezenter, wenn auch kontinuierlicher Rück-
gang der Impfraten zu beobachten. Dies gilt im Wesentlichen auch für die neueren Impfun-
gen Pneumokokken und Meningokokken, die in den Jahren 2008 bzw. 2009 in die 
Erfassung aufgenommen wurden, deren Raten nach Einführung stark und stetig ange-
stiegen sind und 2015 die höchsten Raten aufwiesen. Die Impfung gegen Rotaviren wurde 
erst 2015 in die Erfassung aufgenommen und kann daher noch nicht beurteilt werden, 
zumal die Kosten der Impfung für die untersuchten Jahrgänge noch eine freiwillige 
Leistung der Krankenkassen bzw. privat zu bezahlende Leistung war. Die Impfraten der 2. 
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Impfung gegen Mumps, Masern und Röteln sind von 2005 bis 2016 kontinuierlich um mehr 
als 10 Prozentpunkte angestiegen und stagnieren 2017 auf dem Vorjahresniveau. Dies gilt 
analog auch für die erst 2007 aufgenommene Varizellenimpfung, wobei hier die Raten von 
2016 zu 2017 dezent rückläufig sind. 
 
Die Inanspruchnahmeraten der Kinderfrüherkennungsuntersuchungen (sog. U-Unter-
suchungen, Tab. 3.21) haben über den betrachteten Zeitraum im Wesentlichen 
zugenommen.  
 
Der Anteil der untersuchten Kinder, die in Nichtraucherhaushalten leben ist von 2005 bis 
2017 nahezu kontinuierlich um insgesamt 16 Prozentpunkte gestiegen (Tab.3.27). 
 
Aufgrund der gegenüber den Vorjahren veränderten Methodik sind die Ergebnisse zum 
Medienkonsum bei der Einschulungsuntersuchung 2017 nur eingeschränkt mit den 
Vorjahren vergleichbar (Tab. 3.30). Der Anteil der Kinder mit keinem/wenig Medienkonsum 
(< 1 Stunde/ Tag) ist von 2005 bis 2016 kontinuierlich gestiegen. Der Abfall um 4,4 
Prozentpunkte in 2017 ist mit der veränderten Erhebungsmethodik (Medienkonsum statt 
Fernsehkonsum) potentiell erklärbar und der weitere Verlauf muss in den Folgejahren 
beurteilt werden. 
 
Die Daten zum Körpergewicht der Kinder zeigen, dass die Verteilung von Unter-, Normal- 
und Übergewicht insgesamt sehr stabil über die Zeit ist, wie dies auch aus den 
Erhebungen der anderen Bundesländer bekannt ist. Der Anteil der  übergewichtigen und 
adipösen Kinder im Vorschulalter ist im Zeitverlauf in der Tendenz gegenüber 2005 
rückläufig. (Tab. 4.4) 
 
Der Anteil der Kinder mit einer auffälligen Körperkoordination ist, unter Berücksichtigung 
methodischer Änderungen, mit gewissen jährlichen Schwankungen stabil geblieben. 
Tendenziell ist der Anteil in den letzten zwei Jahren rückläufig, das Ausmaß liegt aber in 
der Schwankungsbreite früherer Jahre, sodass erst in den nächsten Jahren zu beurteilen 
sein wird, ob es sich um einen stabilen Trend handelt (Tab. 4.9). Ähnlich sind auch die 
Daten zur Visuomotorik zu beurteilen, auch wenn das Niveau der Kinder mit einem 
auffälligen Testergebnis hier knapp sieben Prozentpunkte höher liegt (Tab. 4.14). Im 
Bereich der visuellen Wahrnehmung und Informationsverarbeitung ist unter 
Berücksichtigung methodisch bedingter Änderungen und abgesehen von gewissen 
jährlichen Schwankungen keine wesentliche Veränderung über die Zeit zu beobachten 
(Tab. 4.19). Dies trifft auch auf den 2012 neu hinzugenommenen Bereich zum 
Mengenvorwissen zu (Tab 4.24). 
 
Auch für die Ergebnisse zu den Sprachentwicklungstests bei Kindern deutscher Herkunft 
bzw. nichtdeutscher Herkunft mit guten Deutschkenntnissen zeigt sich im Zeitverlauf unter 
Berücksichtigung von methodischen Änderungen und gewissen jährlichen Schwankungen 
eine Stabilität auf jeweils unterschiedlichem Niveau (Tab. 4.38, 4.39). Lediglich im Subtest 
Pluralbildung, der 2012 neu in das Untersuchungsprogramm aufgenommen wurde,  ist in 
den letzten Jahren ein leichter kontinuierlicher Rückgang im Anteil auffälliger 
Testergebnisse zu beobachten. 
Der Anteil der Kinder mit Sprachdefiziten (aus einem Sprachentwicklungstest zum Sätze 
nachsprechen und den Deutschkenntnissen der Kinder kombinierter Indikator; Tab. 4.47) 
ist von 2005 bis 2017 auch unter Berücksichtigung methodisch bedingter Veränderungen 
angestiegen, was angesichts der gleichbleibenden Ergebnisse zur Sprachentwicklung am 
ehesten auf die Deutschkenntnisse der Kinder nichtdeutscher Herkunft zurückzuführen ist. 
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Der Anteil der Kinder nichtdeutscher Herkunft mit guten oder sehr guten 
Deutschkenntnissen ist von 2005 bis 2011 kontinuierlich um knapp 17 Prozentpunkte 
gestiegen, in den letzten Jahren ist hier ein leichter, aber stetiger Rückgang zu 
verzeichnen (Tab. 5.18). 
 
Der Inanspruchnahme von Therapien im Vorschulalter (Physiotherapie, Ergotherapie, 
Logopädie, Psychotherapie) wird erst seit 2016 erhoben und ist in den beiden Jahren 
stabil (Tab. 4.54, 4.55, 4.56). Die Daten sind kongruent zu den Daten aus den 
veröffentlichten Heilmittelreports der Krankenkassen (AOK, BARMER). 
 
Für eine detaillierte Beschreibung und Interpretation wird auf die jeweiligen Texte zu den 
Zeitreihen in der Publikation verwiesen  
(https://www.berlin.de/sen/gesundheit/_assets/service/publikationen/gesundheitsberichters
tattung/veroeffentlichungen/grundauswertungen/2019-01-17-
grundauswertung_esu_2017.pdf). 
 
 
Was bedeuten diese Einschätzungen in Bezug auf den Einfluss der Jugendgesundheits-
dienste zur Verbesserung der gesundheitlichen Situation von Kindern im Vorschulalter? 
 
Grundsätzlich ist den gesetzlichen Aufgaben der Kinder- und Jugendgesundheitsdienste 
(KJGD) das Ziel inhärent, die gesundheitliche Situation von Kindern und Jugendlichen zu 
verbessern, indem sie dazu beitragen, Gefahren für die kindliche Gesundheit und 
Entwicklung früh zu erkennen, zu mildern oder zu beseitigen. Sie bieten Unterstützung 
und Beratung in allen Fragen zur Gesundheit und Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen, für die Eltern und auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Bereich 
des Jugend-, Sozial-, Erziehungs- und Bildungswesens. Auch die Empfehlungen, die die 
KJGD im Ergebnis der Einschulungsuntersuchungen für Eltern und Schule abgeben, 
dienen dem Zweck, dem Kind einen möglichst guten (und gesunden) Start in diese neue 
Lebensphase zu ermöglichen. Darüber hinaus gibt es Maßnahmen in verschiedenen 
Settings und Lebensabschnitten, mit denen die KJGD auf eine verbesserte 
Kindergesundheit hinwirken. Zu nennen sind hier z.B. die Hausbesuche der KJGD bei 
Erstgebärenden und bei Geburten unter belastenden Sozialverhältnissen nach § 9 des 
Gesetzes zur Förderung der Gesundheit von Kindern und des Kinderschutzes (Berliner 
Kinderschutzgesetz - KiSchuG). Auf der Grundlage von § 9 Kindertagesförderungsgesetz  
(KitaFöG) untersuchen die KJGD in den Kindertageseinrichtungen (Kita) und 
Kindertagespflegestellen die Altersgruppe der dreieinhalb- bis viereinhalbjährigen Kinder 
hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Entwicklung, einschließlich Seh- und Hörstörungen 
sowie motorischer und Sprachauffälligkeiten sowie einer Überprüfung des Impfstatus. Die 
Eltern müssen dieser Untersuchung durch den KJGD jedoch zustimmen. Bei Bedarf 
werden in Ergänzung anderer Vorsorgeangebote vorzugsweise nach sozialkompen-
satorischen Kriterien hierbei auch weitere Untersuchungen durchgeführt.  

 

Was muss sich im Frühfördersystem des Landes Berlin ändern?  
 
Grundsätzliche Aufgabe der gesetzlich nach § 46 SGB IX in Verbindung mit der Frühförde-
rungsverordnung (FrühV) verankerten Früherkennung und Frühförderung für Kinder  bis 
zum Schuleintritt ist die drohende Behinderung oder bereits eingetretene Behinderung früh 
zu erkennen, die Behinderung  abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, auszugleichen 
oder eine Verschlimmerung zu verhüten. Darüber hinaus ist die Befähigung zur Alltagsge-
staltung, die Teilhabe am sozialen Leben und an Bildung sicherzustellen. In Ergänzung zu 

https://www.berlin.de/sen/gesundheit/_assets/service/publikationen/gesundheitsberichterstattung/veroeffentlichungen/grundauswertungen/2019-01-17-grundauswertung_esu_2017.pdf
https://www.berlin.de/sen/gesundheit/_assets/service/publikationen/gesundheitsberichterstattung/veroeffentlichungen/grundauswertungen/2019-01-17-grundauswertung_esu_2017.pdf
https://www.berlin.de/sen/gesundheit/_assets/service/publikationen/gesundheitsberichterstattung/veroeffentlichungen/grundauswertungen/2019-01-17-grundauswertung_esu_2017.pdf
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den Aufgaben des KJGD nehmen dies die Sozialpädiatrischen Einrichtungen an Kliniken 
(SPZ) und Kinder- und Jugendambulanzen/ Sozialpädiatrische Zentren (KJA/SPZ) wahr. 
 
Das Land Berlin hat bereits 2005 eine Rahmenvereinbarung zur sozialpädiatrischen Ver-
sorgung im Land Berlin, die  zugleich Landesrahmenempfehlung gemäß FrühV ist, mit den 
Krankenkassenverbänden geschlossen. Darin vereinbart wurde, dass neben den klinikas-
soziierten SPZ, die über besonders spezialisierte medizinische Kompetenzen verfügen,  
KJA/SPZ komplementär zur sozialpädagogischen Förderung in Kindertageseinrichtungen 
für die medizinisch-therapeutische und psychologisch-heilpädagogische Komplexleistung 
Frühförderung verantwortlich sind. Sie versorgen die Kinder im Vorschulalter mobil in der 
Kita bzw. im häuslichen Umfeld. Im Land Berlin werden die KJA/SPZ von sechs Trägern 
der freien Jugendhilfe geführt. Sie erfüllen flächendeckend den Auftrag zur Komplexleis-
tung Frühförderung. Die Träger sind mit 16 Standorten jeweils als SPZ ermächtigt und 
personell je KJA/SPZ mit interdisziplinären Teams unter ärztlicher Leitung ausgestattet.  
 
Durch das Inkrafttreten des § 46 Bundesteilhabegesetz (BTHG) und der in diesem Zu-
sammenhang modifizierten FrühV wurde mit § 6a eine neue gesetzliche Norm eingeführt, 
die neue Aufgaben für KJA/SPZ definiert. So ist nunmehr bspw. das Vorhalten eines nied-
rigschwelligen Beratungsangebots für Eltern vor Eingangsdiagnostik erforderlich. Darüber 
hinaus sind Leistungen zur Sicherstellung der Interdisziplinarität zu erbringen und der Aus-
tausch mit anderen, das Kind betreuenden Institutionen sicherzustellen. Es gilt daher, in 
den KJA/SPZ ein Beratungs- und Unterstützungssystem für Eltern und Institutionen zu 
installieren und weiterzuentwickeln. 

 
 

2. Welche Schlussfolgerungen will der Senat aus dieser Einschätzung ziehen? Welche Aufgaben hält er 
dabei aus welchen Gründen für besonders vordringlich?  

 

Zu 2.:  
 
Die Landesgesundheitskonferenz Berlin hat in ihrer Sitzung am 07.11.2018 beschlossen, 
im Rahmen des Gesundheitszieles „Gesund aufwachsen“ die bestehenden 
Handlungsfelder „Bewegung“ und „Sprachentwicklung“ sowie die neuen Handlungsfelder 
„Impfen“, „Mund- und Zahngesundheit“ sowie „Lebenskompetenzen“ in den Kindergesund-
heitszieleprozess zu überführen. Für alle genannten Handlungsfelder konnten sowohl 
Prozessverantwortliche als auch Akteurskreise zusammengestellt und gefunden werden.  
 
Die Landesgesundheitskonferenz Berlin hat am 07.11.2018 ferner beschlossen, das 
Thema „Wachsende Stadt – Gesunde Stadt: Kindergesundheit“  zum Jahresschwerpunkt 
2019 zu machen und die 16. Landesgesundheitskonferenz 2019 hieran auszurichten. 
 
 
3. Warum ist der Senat der Auffassung, dass der zu verzeichnende Anstieg bei der Wahrnehmung der U-
Untersuchungen in keinem Zusammenhang mit dem verbindlichen Einladewesen steht? Wäre es dann nicht 
eine logische Schlussfolgerung, die dafür verwendeten finanziellen Mittel für andere Maßnahmen zur 
Förderung der Kindergesundheit zu nutzen? Welche Auffassung vertritt hier der Senat?  
 

Zu 3.:  
 
Es trifft nicht zu, dass der Senat der Auffassung ist, dass der Anstieg bei der 
Wahrnehmung der U-Untersuchungen in keinem Zusammenhang mit dem verbindlichen 
Einladewesen steht. Die Zeitreihen der Grundauswertung der Einschulungsdaten in Berlin 
lassen lediglich keine Aussage über die Ursache(n) der gestiegenen Inanspruchnahme zu. 
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Eine Ableitung jeglicher Kausalität nur aus diesen Daten, in welche Richtung auch immer, 
wäre unseriös. 
Der Senat beabsichtigt im Jahr 2019 gemäß § 7 des Gesetzes zur Förderung der 
Gesundheit von Kindern und des Kinderschutzes (Berliner Kinderschutzgesetz - KiSchuG) 
eine Evaluation der Arbeit der Zentralen Stelle an der Charité-Universitätsmedizin Berlin 
durchführen zu lassen, die mit der Durchführung des Einladungswesens und Rückmelde-
verfahrens gem. § 6 KiSchG beauftragt ist. Die Evaluation soll zeigen, ob sich die 
gesetzlichen Regelungen zur Teilnahme an den Früherkennungsuntersuchungen bewährt 
haben oder ggf. gesetzgeberisches Handeln erforderlich ist. 
 

 
4. Nach der angeblichen Übereinkunft zwischen Senat und Zahnärzten, den Zahnstatus nicht mehr in der 

ESU auszuweisen, ergibt sich zwingend die Frage, mit welchen Daten der Senat künftig über die Zahn-
gesundheit von Vorschulkindern berichten will. Zum zweiten erhebt sich die Frage, was der Senat in Kita 
und Grundschule zur Verbesserung der Zahngesundheit künftig tun wird. Was soll für die Kinder getan 
werden, die keine oder nur kurzzeitig eine Kita besuchen?  

 

Zu 4.:  
 
Anfang 2018 wurde zwischen den Leitungen der zahnärztlichen Dienste (ZÄD), der KJGD 
und des für Gesundheitsberichterstattung zuständigen Referats der Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung (SenGPG) vereinbart, dass die Angaben zum 
Gebisszustand aus den Einschulungsuntersuchungen als Parameter der Zahnpflege nicht 
mehr im Rahmen der Gesundheitsberichterstattung verwendet werden (vgl. Ausführungen 
S. 29 der Grundauswertung). Für die Berichterstattung zur Zahngesundheit werden 
zukünftig die Daten der ZÄD die Grundlage bilden, die im Rahmen der Reihen-
untersuchungen in den Kitas und Schulen vom ZÄD durchgeführt werden. Diese wurden 
bereits in der Vergangenheit auf der Basis aggregierter Daten aus den Diensten 
ausgewertet und veröffentlicht (Statistische Kurzinformation zu den Daten 2010-2012). 
Zukünftig ist eine regelmäßige Datenübermittlung der ZÄDs und Auswertung durch die 
Gesundheitsberichterstattung geplant. Damit wird die Gesundheitsberichterstattung 
zukünftig auf fachzahnärztlich erhobene Daten zurückgreifen können. 
 
Im Jahr 2018 ist es gelungen, unter dem Dach der  Landesgesundheitskonferenz (LGK) 
ein neues Handlungsfeld „Mund- und Zahngesundheit im Kindesalter“ im Kontext des 
Kindergesundheitszieleprozesses „Gesund aufwachsen“ zu etablieren. In diesem Rahmen 
ist z.B. begonnen worden, die sog. „Geh-Strukturen“ der KJGD der Gesundheitsämter zu 
nutzen, die im Rahmen der Erst-Hausbesuche in der Regel sechs Wochen nach der 
Geburt des Kindes Familien angeboten werden. Die Fachkräfte der KJGD werden durch 
die Fachkräfte der ZÄD vorab geschult und mit Materialien der LAG Berlin (Merkblätter zur 
Mundgesundheit, Zahnbürsten etc.)  ausgestattet. Im Rahmen der Hausbesuche werden 
die Eltern hinsichtlich der frühkindlichen Mundgesundheit informiert und beraten. Ein 
weiterer Baustein dieses Handlungsfelds ist das Vorsehen von Zahnputz-Zeilen in Kitas 
und Schulen als wesentliche Voraussetzung für das regelmäßige Zähneputzen sowie auch 
die Berücksichtigung weiterer Aspekte der Zahn- und Mundgesundheit. Der Senat plant 
darüber hinaus mit einem „Berliner Gesetz zur Stärkung der Zahn- und Mundgesundheit in 
Kitas und Schulen“ den Stellenwert der Zahn- und Mundgesundheit von Kindern im 
Rahmen der Ziele und Inhalte der frühkindlichen Bildung und des gesundheitlichen 
Kinderschutzes weiter hervorzuheben und diesbezügliche Aktivitäten voranzutreiben. 
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5. Welche Pläne verfolgt der Senat, um den Durchimpfungsgrad bei Vorschulkindern zu erhöhen? Welche 
Impfungen betrifft das insbesondere und wie soll die Erhöhung des Impfstatus erreicht werden?  

 

Zu 5.:  
 
Der Berliner Senat hat den von der Senatsverwaltung vorgelegten Berliner Masern- und 
Röteln Eliminationsplan (BEMREP) beschlossen. Das umfangreiche Konzept des 
BEMREP betrifft vorallem Masern und Rötelnimpfungen, sieht in diesem Rahmen aber 
auch die Förderung des zeitgerechten Impfens von Kleinkindern gemäß den STIKO-
Empfehlungen vor. Hierfür ist ein zielgruppenspezifisches Kommunikationskonzept in 
Planung, das die Bedeutung des zeitgerechten Impfens über Medien und geeignete 
Multiplikatoren unterstreicht. Weiterhin sollen in enger Zusammenarbeit mit der Berliner 
Ärzteschaft Impfhindernisse identifiziert und abgebaut werden. Bei der gesetzlich 
vorgeschriebenen Schuleingangsuntersuchung (ESU) wird der Impfstatus systematisch 
kontrolliert und vorhandene Impflücken aufgedeckt. Anschließend wurden in Berlin bisher 
lediglich Empfehlungen zum Nachholen fehlender Impfungen ausgesprochen, die 
fehlenden Impfungen selbst jedoch nicht vor Ort verabreicht. Ein Ziel des BEMREP ist es, 
hier anzusetzen und im Rahmen der ESU auch Impfungen anzubieten. Da bei der ESU 
nahezu alle Kinder eines Jahrgangs erfasst werden, könnten hier sehr effektiv Impfquoten 
erhöht werden. 
 

 
6. Was tut der Senat, um Eltern wirksam über die schädlichen Auswirkungen des Rauchens auf ihre Kinder 

zu informieren? Welche Pläne hat hier der Senat für öffentlichkeitswirksame Aufklärungskampagnen in 
Kitas und Familienzentren?  
 

Zu 6.:  
 
Im Auftrag des Senats führt die Fachstelle für Suchtprävention Berlin verschiedene 
Angebote zur Information und kritischen Auseinandersetzung mit den schädlichen 
Auswirkungen des Rauchens auf Kinder durch: 
  

  Landesprogramm „Berlin qualmfrei“, im Rahmen dessen zum Weltnichtrauchertag 
2018 mit Unterstützung einer Krankenkasse eine Parkscheibe „Rauchfreies Auto für 
mein Kind!“ ausgegeben. Mit 5.000 Exemplaren wurde berlinweit über die Risiken von 
Passivrauchen für (Klein)-Kinder im Auto informiert. 

  Ausgabe von interaktiven Aufklärungsflyern in einfacher Sprache zum Thema 
Passivrauchbelastung der Kinder für die Zielgruppe Mütter und Väter. 

  DVD „Passivrauchen – eine unterschätzte Gefahr. Ein Informationsfilm über die 
Gefahren von Feinstaubpartikeln in Zigarettenrauch“. Ein Informationsfilm für 
pädagogische Fachkräfte, der über die Gefahren von „second-hand smoking“ für 
Babys und Kinder aufklärt.  Auch das  weniger bekannte Thema „third-hand smoking“ 
kann auf Basis des Films diskutiert werden, also das Rückstandsrauchen durch 
Nikotinablagerungen z.B. in Kleidung, Haaren oder auf Spielzeugen.  

  Informationsveranstaltungen für Multiplikator*innen zu den schädlichen Auswirkungen 
des Rauchens auf ihre Kinder, die mit Eltern und Familien arbeiten, z.B. 
Stadtteilmütter. 
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7. Ist der Senat der Überzeugung, dass die Eltern über die schädlichen Auswirkungen übermäßigen 
Medienkonsums ihrer Kinder im Vorschulalter bereits genügend aufgeklärt sind? Welche Pläne verfolgt 
der Senat in diesem Bereich unter Berücksichtigung des Einsatzes von mehrsprachigem 
Informationsmaterial?  
 
 

Zu 7.:  
 
Es ist davon auszugehen, dass sowohl der Aufklärungsstand zu den Risiken übermäßiger 
Mediennutzung als auch die Sensibilisierung für diese Problematik unter Eltern recht 
unterschiedlich ist. Insgesamt ist die Bedeutung von Medienkompetenz insbesondere 
durch die Digitalisierung gestiegen. Grundsätzlich stehen Eltern allgemeine Anlaufstellen 
zur Orientierung und Unterstützung auch bezogen auf einen altersangemessenen 
Medienkonsum zur Verfügung (z.B. Erziehungs- und Familienberatungsstellen). Der Senat 
fördert insbesondere folgende Informations- und Aufklärungsangebote, die sich gezielt an 
Kinder oder auch an Eltern richten: 
         

  Berlinweite Kampagne „Heute schon mit Ihrem Kind gesprochen?“ der Fachstelle für 
Suchtprävention Berlin gemeinsam mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie (SenBildJugFam). Ziel ist es, einen bewussten Umgang mit Medien sowie die 
Eltern-Kind-Kommunikation zu fördern, vor allem in Alltagssituationen, bspw. das 
gemeinsame Essen oder die Fahrt mit dem Bus, in denen Kinder Aufmerksamkeit 
brauchen. Ausgabe von 135.000 Plakaten und Postkarten an Kitas, Familienzentren 
etc. 

  Durchführung einer Fachtagung „Auf dem Spielplatz oder im Whats App-Chat? 
Digitaler Familienalltag: Mediennutzung und frühe Kindheit am 05.02.2019, Fachstelle 
für Suchtprävention gemeinsam mit der SenBildJugFam 

  Durchführung von Elternveranstaltungen u.a. zur riskanten Mediennutzung in der 
Familie 

  Infoveranstaltungen für Angehörige durch die Beratungsstelle Café Beispiellos/Lost in 
Space in Trägerschaft des Caritasverbandes. 

 
Der Senat wird sich weiterhin für diesen Themenkomplex einsetzen und dabei auch den 
Aspekt der Mehrsprachigkeit in den Blick nehmen. 
 
 
8. Was tut der Senat, um Eltern genügend über die gesundheitlichen Folgen für Ihre Kinder aufzuklären, die 
aus Übergewicht bzw. Untergewicht entstehen? Wie schätzt der Senat dabei die Entwicklung ein, dass die 
Anzahl der untergewichtigen Kinder im Anstieg begriffen ist? Welche Maßnahmen gedenkt der Senat zu 
ergreifen, um den Einfluss auf richtiges Essverhalten in den Familien zu erhöhen? Welchen Beitrag sollen 
dabei die Kita bzw. Familienzentren leisten?  

 

Zu 8.:  
 
Der Senat setzt sich für eine verstärkte Inanspruchnahme von Früherkennungs-
untersuchungen (U1-9 und J1 und 2) ein. Nach § 26 Absatz 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB V) haben versicherte Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres Anspruch auf Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten, 
die ihre körperliche, geistige oder psycho-soziale Entwicklung in nicht geringfügigem Maße 
gefährden. Die Untersuchungen beinhalten auch eine Erfassung und Bewertung 
gesundheitlicher Risiken einschließlich einer Überprüfung der Vollständigkeit des 
Impfstatus sowie eine darauf abgestimmte präventionsorientierte Beratung einschließlich 
Informationen zu regionalen Unterstützungsangeboten für Eltern und Kind. Die 
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Untersuchungen umfassen, sofern medizinisch angezeigt, eine Präventionsempfehlung für 
Leistungen zur verhaltensbezogenen Prävention nach § 20 Absatz 5 SGB V, die sich 
altersentsprechend an das Kind, den Jugendlichen oder die Eltern oder andere 
Sorgeberechtigte richten kann. 
 
Der Senat stellt die Einschulungsuntersuchungen nach § 55a Absatz 6 des Schulgesetzes 
(SchulG) sicher. Nach  § 55a Absatz 6 SchulG wird vor Aufnahme in eine Grundschule 
eine obligatorische schulärztliche Untersuchung vom Öffentlichen Gesundheitsdienst 
durchgeführt, die eine körperliche Untersuchung sowie eine Überprüfung der Hör- und 
Sehfähigkeit beinhaltet. Der Schwerpunkt der schulärztlichen Untersuchung liegt auf einer 
medizinischen Beurteilung der sprachlichen, motorischen und geistigen Entwicklung des 
Kindes. Falls erforderlich, können den Erziehungsberechtigten weitergehende Unter-
suchungen zur Abklärung unklarer Befunde oder Möglichkeiten der familiären bzw. 
therapeutischen Förderung empfohlen werden. Am Ende der Untersuchungen werden die 
Ergebnisse und die Empfehlungen mit den Erziehungsberechtigten besprochen.  
 
Über das Aktionsprogramm Gesundheit (APG) fördert die SenGPG seit 2014 Maßnahmen 
zur Prävention und Gesundheitsförderung im Land Berlin, welche als Teil des 
Präventionsgesetzes insbesondere in Lebenswelten/Settings umgesetzt werden. Wichtige 
Zielgruppe sind dabei, analog zum Gesundheitsziel „gesund aufwachsen“, Kinder und 
Jugendliche. Die Settings Kita und Schule werden dabei insbesondere gemeinsam mit 
dem Landesprogramm gute gesunde Kita sowie gute gesunde Schule (SenBildJugFam) 
unterstützt. Dabei werden Projekte sozialraumorientiert geplant und umgesetzt. Wichtige 
Handlungsfelder sind Bewegung, Ernährung und Kompetenzentwicklung (hier auch 
Medienkompetenzentwicklung/Suchtprävention). Auch über bezirkliche Strukturen (QPKs) 
werden lokale Ansätze im Bereich von Bewegung und Ernährung unterstützt. 
 
Der Senat fördert u.a. die Vernetzungsstelle für Kita- und Schulverpflegung Berlin  
http://www.vernetzungsstelle-berlin.de/aktuelles.html 
Diese hat in 2018 u.a. ein bedarfsorientiertes Beratungs- und Qualifikationsangebot 
Verpflegung und Ernährungsbildung für Berliner Kindertageseinrichtungen im Rahmen des 
Berliner Landesprogramms „Kitas bewegen - für die gute gesunde Kita" auf- und 
ausgebaut. 
 
Der Senat arbeitet ressortübergreifend an einer „Berliner Ernährungsstrategie“ und wird in 
diesem Kontext gezielt Maßnahmen entwickeln, die Einfluss auf gesundes Essen der 
Menschen in Berlin haben. Es ist davon auszugehen, dass dabei Projekte mit 
verhaltenspräventivem Charakter weniger Einfluss auf die Veränderung von Essverhalten 
haben, als verhältnispräventive Maßnahmen wie z.B die Kennzeichnung und Reduktion 
von Fett und Zucker in Speisen oder das Angebot von gesunden Speisen in Kitas und 
Schulen. Eine gesellschaftliche Transformation des Ernährungssystems ist nur durch ein 
dynamisches Zusammenwirken der politischen, wirtschaftlich-technologischen und 
kulturellen Handlungsebenen möglich.   
 
Das Thema Untergewicht muss differenziert betrachtet werden. Geringes Untergewicht 
gerade bei Kindern in der Wachstumsphase birgt im Normalfall keine Risiken und ist nicht 
mit Unterernährung gleichzusetzen. Der Anteil der untergewichtigen Kinder bei den Ein-
schulungsuntersuchungen ist seit 2010 auf einem Niveau von rund 9 % stabil und liegt in 
den letzten drei Jahren konstant bei 8,5%. Ein Anstieg ist nicht zu beobachten. Ungeach-
tet dessen ist dem Senat eine gute und gesunde Ernährung im Kindesalter ein besonderes 
Anliegen. Problematisches Untergewicht durch Krankheit oder Magersucht benötigt 

http://www.vernetzungsstelle-berlin.de/aktuelles.html
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andere Interventionen wie z.B. familientherapeutische Behandlungen bei Essstörungen. 
Es ist der Senatsverwaltung nicht bekannt, dass in Berlin eine Unterversorgung bzw. 
zusätzlicher Interventionsbedarf bei problematisch untergewichtigen Kinder besteht. 
 

 
9. Wie erklärt sich der Senat die Tatsache, dass sich bei einem bemerkenswerten Prozentsatz von Kindern, 
die einen mehr als zweijährigen Kita-Besuch vorzuweisen hatten, grenzwertige bis auffällige gesundheitliche 
Problemlagen zeigten (Körperkoordination 28%, Augen-Hand-Koordination 28,6%, kognitive Entwicklung - 
visuelle Wahrnehmung /Informationsverarbeitung 33,3%, Mengenwissen 23,4%, Sprachdefizite 27,1%)? 
Was will der Senat tun, um diese Werte signifikant zu verbessern?  
 
10. Spielt es für den Senat bei der Frühförderung eine Rolle, dass bis auf das Mengenwissen Jungen 
durchweg schlechtere Werte aufzuweisen haben als Mädchen? Leitet er daraus besondere 
Förderungsprogramme ab? Wenn ja, welche? Wenn nein, warum nicht?  

 
11. Hält es der Senat auch für bemerkenswert, dass sich bei der Ausweisung eines nur kurzzeitigen Kita-
Besuchs von 6 Monaten die auffälligen Werte noch weiter verschlechtern und bei einem Kita-Besuch bis zu 
2 Jahren die Entwicklungsdefizite nicht grundlegend aufholen lassen? Was muss getan werden, damit die 
Förderung bei den betroffenen Kindern so gestaltet werden kann, dass der Kita-Besuch dafür einen 
wirklichen Ausgleich bietet?  

 

Zu 9., 10. und 11.:  
 
Auf die Beantwortung der Frage 1 und die dort ausführlich dargestellten Ergebnisse der 
Grundauswertung der Schuleingangsuntersuchung für das Schuljahr 2017/2018 im Ver-
gleich zu vorangegangenen Untersuchungen wird verwiesen. Zusammenfassend ist fest-
zuhalten, dass die Ergebnisse der grenzwertigen bis auffälligen gesundheitlichen Problem-
lagen tatsächlich in der Zahlenreihe seit 2005 stabil geblieben sind bzw. sich insgesamt 
tendenziell verbessert haben. Darüber hinaus sind die Ergebnisse  auch vor dem Hinter-
grund einer stetig steigenden Anzahl von Kindern nichtdeutscher Herkunftssprache zu 
bewerten. In dem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Schuleingangsun-
tersuchungen keine Längsschnitte der Entwicklung einzelner Kinder darstellen, sondern 
lediglich eine Querschnittsanalyse, d.h. eine Momentaufnahme  abbilden. Insofern lässt  
der Einfluss des Faktors „Dauer des Kitabesuchs“ in Verbindung mit der ESU-
Untersuchung keinen Rückschluss auf individuelle Entwicklungsfortschritte bzw. Entwick-
lungsdefizite von Kindern zu, sondern kann lediglich Tendenzen aufzeigen.  
 
Der Senat ist sich der hohen Bedeutung der allseitigen Bildung und Förderung von Kin-
dern bewusst und hat das im Jahr  2014 aktualisierte „Berliner Bildungsprogramm für Kitas 
und Kindertagespflege“ (BBP) als verpflichtende Grundlage für die pädagogische Bil-
dungsarbeit gesetzlich vereinbart. Das BBP entspricht dem aktuellen Stand frühpädagogi-
scher Wissenschaft und Forschung und ist ausgerichtet an den  Entwicklungsbedürfnissen 
der Altersgruppe 0 bis 6-jähriger Kinder. Ziel ist eine umfassende Persönlichkeitsentwick-
lung des individuellen Kindes. Gemäß dem inklusiven Anspruch des BBP werden alle Kin-
der, Mädchen und Jungen gleichermaßen,  neben der Orientierung an den Zielen in den 
folgenden Bildungsbereichen umfassend gefördert: 
 

 Gesundheit 
 Soziales und kulturelles Leben 
 Kommunikation: Sprachen, Medien, Schriftkultur 
 Kunst: Bildnerisches Gestalten, Musik, Theater 
 Mathematik 
 Natur – Umwelt – Technik 
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Den Bildungsbereichen Gesundheit und Sprache kommen als Querschnittsthemen beson-
dere Bedeutung zu. Hierzu bietet der Senat den Kitas verschiedene Unterstützungsmaß-
nahmen an, die frühkindliche Bildung und den Bereich Gesundheit miteinander zu ver-
knüpfen. Beispielsweise kooperiert das Landesprogramm gute gesunde Kita (LggK) mit 
zahlreichen Partnern aus dem Gesundheitsbereich und gilt als Good-Practice-Beispiel für 
Gesundheitsprävention in Kitas. Darüber hinaus bestehen bereits vielfältige Kooperationen 
zwischen Kitas und Akteuren aus dem Gesundheitsbereich z.B. mit Krankenkassen, der 
Unfallkasse oder auch der Landesarbeitsgemeinschaft Berlin zur Verhütung von Zahn-
krankheiten. 
 
Neben dem BBP dienen das Sprachlerntagebuch, dessen Einsatz ebenfalls verpflichtend 
ist, und die Durchführung der Sprachstandsfeststellung mit anschließender Förderung ei-
ner guten Vorbereitung jeden Kindes auf den späteren Schulbesuch (vgl. § 5a KitaFöG).  
Mit dem Instrument des Sprachlerntagebuchs und der dazugehörigen Lerndokumentation 
wird eine alltagsintegrierte fortlaufende Beobachtung der kindlichen Entwicklung einge-
setzt, die die Entwicklungsfortschritte des Kindes während der gesamten Kitazeit doku-
mentiert. 
 
Mit ihrem Beitritt zur Qualitätsvereinbarung Tageseinrichtungen (QVTAG) haben sich die 
Träger der Kindertageseinrichtungen zur Sicherstellung und Weiterentwicklung der  Quali-
tätsansprüche aus dem BBP verpflichtet. Jede Kita in Berlin reflektiert kontinuierlich ihre 
pädagogische Arbeit im Rahmen der internen Evaluation und wird seit 2010 in einem 
Rhythmus von fünf Jahren durch einen anerkannten Anbieter für externe Evaluation evalu-
iert (siehe QVTAG 3.3). Das Berliner Kita - Institut für Qualitätsentwicklung (BeKi) ist mit 
der Steuerung und der wissenschaftlichen Begleitung des Gesamtprozesses beauftragt.  
 
Das Sozialpädagogische Fortbildungsinstitut Berlin-Brandenburg (SFBB) bietet zur Um-
setzung der Inhalte des BBP bedarfsgerechte Fortbildungen - so auch im Themenfeld 
„Gesund Aufwachsen“ -  für alle Fachkräfte an, die fortlaufend aktuellen Bedarfen ange-
passt werden.  
 

 

12. Was will der Senat tun, damit auch Kindern eine Förderung vor Schuleintritt erhalten, die keine Kita 
besuchen? Welche Möglichkeiten sieht der Senat in diesem Zusammenhang, dass Fördersystem 
insgesamt zu flexibilisieren?  
 

Zu 12.  
  
Nachbarschaftshäuser, Familien- oder Stadtteilzentren sowie Vereine sind Orte, an denen 
auch Kinder, die nicht in eine Kita gehen, erreicht werden. Zudem sollen mit der Strategie 
„Berlin bewegt sich“ Bewegungsförderungsangebote für alle Altersgruppen im öffentlichen 
Raum geschaffen werden. 

 
 

13.  Obwohl die Inanspruchnahme von Therapien für Vorschulkinder nur dezent gestiegen ist, ist jedoch 
davon auszugehen, dass das nicht so bleiben wird. Welche Pläne verfolgt der Senat mit den Kassen und 
Kammern, damit Störungen bei Kindern vor Schuleintritt rechtzeitig erkannt werden? 

 

Zu 13.:  
 
Der Senat stellt die Einschulungsuntersuchungen nach § 55a Absatz 6 des Schulgesetzes 
sicher. 
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Nach  § 55a Absatz 6 SchulG wird vor Aufnahme in eine Grundschule eine obligatorische 
schulärztliche Untersuchung vom Öffentlichen Gesundheitsdienst durchgeführt, die eine 
körperliche Untersuchung sowie eine Überprüfung der Hör- und Sehfähigkeit beinhaltet. 
Der Schwerpunkt der schulärztlichen Untersuchung liegt auf einer medizinischen Beur-
teilung der sprachlichen, motorischen und geistigen Entwicklung des Kindes. Falls 
erforderlich, werden den Erziehungsberechtigten weitergehende Untersuchungen zur 
Abklärung unklarer Befunde oder Möglichkeiten der familiären bzw. therapeutischen 
Förderung empfohlen. Am Ende der Untersuchungen werden die Ergebnisse und die 
Empfehlungen mit den Erziehungsberechtigten besprochen.  
 
Der Senat setzt sich ebenso für eine verstärkte Inanspruchnahme von Früherkennungs-
untersuchungen (U1-9 und J1) ein. Nach § 26 Absatz 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB V) haben versicherte Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres Anspruch auf Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten, 
die ihre körperliche, geistige oder psychosoziale Entwicklung in nicht geringfügigem Maße 
gefährden. Die Untersuchungen beinhalten auch eine Erfassung und Bewertung 
gesundheitlicher Risiken einschließlich einer Überprüfung der Vollständigkeit des 
Impfstatus sowie eine darauf abgestimmte präventionsorientierte Beratung einschließlich 
Informationen zu regionalen Unterstützungsangeboten für Eltern und Kind. Die 
Untersuchungen umfassen, sofern medizinisch angezeigt, eine Präventionsempfehlung für 
Leistungen zur verhaltensbezogenen Prävention nach § 20 Absatz 5 SGB V, die sich 
altersentsprechend an das Kind, den Jugendlichen oder die Eltern oder andere 
Sorgeberechtigte richten kann. 
 
Hinsichtlich der lokalen Versorgungslagen mit niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten 
verschiedener Fachrichtungen sind die Handlungsmöglichkeiten des Senats jedoch leider 
noch eingeschränkt, da die gesetzlichen Grundlagen der ambulanten Bedarfsplanung auf 
der Bundesebene lokalisiert sind, namentlich in den §§ 99 ff SGB V und der hierauf 
beruhenden Bedarfsplanungsrichtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses.  
 
Der Senat weist darauf hin, dass die regional unterschiedliche kinderärztliche Versorgung 
in Berlin weiter anzugleichen ist. So ist es bereits gelungen, gemeinsam mit den 
verantwortlichen Selbstverwaltungspartnern eine erste Entlastung zu realisieren. Im 
Rahmen  der Honorarverhandlungen 2017/18 zwischen Kassenärztlicher Vereinigung und 
den Krankenkassenverbänden wurden insgesamt acht Versorgungsaufträge für 
Kinderärztinnen und Kinderärzte sowie zwei Versorgungsaufträge für Kinder- und 
Jugendpsychiaterinnen oder –psychiater als Sonderbedarfszulassungen gezielt in die 
Bezirke mit den geringsten Versorgungsgraden vergeben: im Bezirk Neukölln wurden drei 
neue Vertragsarztsitze geschaffen, Reinickendorf hat zwei neue Sitze erhalten, die 
Bezirke Marzahn-Hellersdorf, Spandau und Treptow-Köpenick jeweils einen. Zusätzlich 
wurde den Bezirken Marzahn-Hellersdorf und Treptow-Köpenick je eine Zulassung für 
Kinder- und Jugendpsychiater zugesprochen. 
 
Im Kontext der anstehenden Neuregelung der Bedarfsplanungsrichtlinie des Gemeinsa-
men Bundesausschusses wirkt der Senat über die dortigen Ländervertretungen darauf hin, 
die Verhältniszahlen für die Arztgruppe der Kinderärzte dahingehend zu verbessern, das 
diese den gewachsenen Aufgaben entsprechend angepasst werden. 
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14.  Inwieweit wird sich die neu gebildete Abteilung für "Familie und frühkindliche Bildung" mit der Aus-
wertung der ESU 2017 befassen? Wann wird der Senat dazu insgesamt Maßnahmen Vorschläge 
präsentieren? 

 
Zu 14.: 
  
Die Ergebnisse der ESU sind grundsätzlich für die konzeptionelle Weiterentwicklung früh-
kindlicher Bildung relevant. 
Die SenBildJugFam ist in den Prozess der Kindergesundheitsziele, der von der SenGPG 
federführend gesteuert wird, eingebunden. Auch die ESU-Daten und Ergebnisse 2017 
dienen als Grundlage für Elterngespräche, Fachtage sowie Fort- und Weiterbildungen. 
 
 
 
Berlin, den 28. Februar 2019 
 
In Vertretung  
Sigrid Klebba 
Senatsverwaltung für Bildung,  
Jugend und Familie 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


